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Zusammenfassung 
 
Die Arbeitgeber haben als Beitragszahler 
und Nutznießer von Leistungen der Sozial-
versicherungsträger ein starkes Interesse an 
einem bezahlbaren Sozialsystem mit qualita-
tiv guten Leistungen. Die Selbstverwaltungs-
gremien der Sozialversicherungsträger bie-
ten für die Arbeitgebervertreter zentrale Ein-
flussmöglichkeiten auf Organisation, Effekti-
vität und Effizienz der Leistungserbringung.  
 
Die soziale Selbstverwaltung stärkt auch ent-
scheidend die Unabhängigkeit der Sozialver-
sicherungsträger und de ren hauptamtliche 
Spitze gegenüber der Politik. Denn Vorstand 
bzw. Geschäftsführung sind von der Selbst-
verwaltung gewählt und wissen die Sozial-
partner hinter sich. 
 
Die VhU schlägt im Rahmen der Sozialwah-
len Arbeitgebervertreter für die Selbstverwal-
tungsgremien der AOK Hessen und der 
Deutschen Rentenversicherung Hessen vor. 
Ausdrücklich werben wir mit Blick auf die 
nächste Sozialwahl 2023 um mehr Engage-
ment von Frauen in der Selbstverwaltung auf 
Arbeitgeberseite. Denn in den Unternehmen 
sind Frauen zu Recht auf allen Ebenen auf 
dem Vormarsch, in den Selbstverwaltungs-
gremien aber noch viel zu selten vertreten.  
 
Sozialwahlen 2023: Arbeitgebervertreter 
für wirtschaftliche Sozialleistungen 
 

 Wirksame und wirtschaftliche Sozialleis-
tungen sind im Arbeitgeberinteresse 

 Selbstverwaltung ermöglicht zentralen 
Einfluss auf Organisation, Effizienz und 
Effektivität der Leistungserbringung 

 Selbstverwaltung stärkt Expertise und 
politisches Gewicht der Arbeitgeber in 
der Sozialpolitik 

 Selbstverwaltung und Sozialpartner kön-
nen Zweckbindung der Beiträge von Po-
litik und Gesetzgeber einfordern 

 Selbstverwaltung wählt die hauptamtli-
che Spitze der Sozialversicherungsträ-
ger, stärkt so die Unabhängigkeit gegen-
über Politik und Gesetzgeber 

 

 Selbstverwaltung kann die dringend er-
forderliche bessere Zusammenarbeit der 
Sozialversicherungsträger voranbringen 

 Ein höherer Frauenanteil in der Selbst-
verwaltung ist sehr erstrebenswert, eine 
Quote aber problematisch 

 
Forderungen 
 
1. Die Unabhängigkeit des Medizinischen 

Dienstes als zentrale Prüfbehörde im 
Gesundheitswesen muss wieder voll 
hergestellt werden, indem die Mitglieder 
des Verwaltungsrats allein von den Ver-
waltungsräten der Krankenkassen be-
stimmt werden. 

 
2. Die Berufungsfähigkeit für Selbstverwal-

tungsgremien auf Arbeitgeberseite sollte 
moderat erweitert werden, etwa durch 
Erweiterung der Beauftragungsmöglich-
keit durch Arbeitgebervereinigungen von 
gut 30 auf 50 Prozent. Denn angesichts 
der verhältnismäßig kleinen Personen-
zahl und der oft hohen zeitlichen Bean-
spruchung im Hauptberuf sind geeignete 
Persönlichkeiten zunehmend schwieri-
ger zu finden. 

 
3. In der gesetzlichen Rentenversicherung 

und den gewerblichen Berufsgenossen-
schaften sollte wie schon in der gesetzli-
chen Kranken- und Arbeitslosenversi-
cherung das Verwaltungsratsmodell ein-
geführt werden. Dies bringt eine klare 
Trennung zwischen einem hauptamtli-
chen Vorstand und dem ehrenamtlichem 
Aufsichtsorgan Verwaltungsrat.  
 

4. Die Amtszeit der derzeitigen Geschäfts-
führungen bzw. zukünftigen hauptamtli-
chen Vorstände der Regionalträger der 
Deutschen Rentenversicherung und der 
gewerblichen Berufsgenossenschaften 
sollte per Gesetz auf sechs Jahre be-
grenzt werden, wie dies bei Bunde-
sagentur für Arbeit, Krankenkassen und 
Deutsche Rentenversicherung Bund-
schon heute der Fall ist. Die Wiederwahl 
ist möglich. 
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Im Einzelnen 

I. Soziale Selbstverwaltung als tra-
gendes Verantwortungsprinzip  
 
Ehrenamtliche Vertreter und Vertreterinnen 
von Versicherten und Arbeitgebern überneh-
men mit der Selbstverwaltung in den Sozial-
versicherungsträgern Verantwortung für die 
Finanzen, die Ausführung von Leistungen im 
Rahmen der gesetzlichen Vorgaben, die Or-
ganisation und die Wahl der hauptamtlichen 
Spitze. Die gesetzlichen Sozialversicherun-
gen sind ein wesentliches Element der Sozi-
alen Marktwirtschaft. Sie beruhen auf der 
Idee, der Eigenverantwortung so viel Raum 
wie möglich und der solidarischen Hilfe sub-
sidiär so viel Raum wie nötig zu geben.  
 
Die Selbstverwaltung ist durch Konsensori-
entierung gekennzeichnet. Versicherte und 
Arbeitgeber haben zwar unterschiedliche 
Perspektiven, aber ein gemeinsames Inte-
resse an den wirtschaftlichen Grundlagen 
und an der Funktionsfähigkeit des Systems. 
Sie müssen sich in einer regelmäßig paritä-
tisch besetzten Selbstverwaltung (Aus-
nahme Bundesagentur für Arbeit mit drittel-
paritätischer Beteiligung der öffentlichen 
Hand) ergebnisorientiert und zielgerichtet ei-
nigen. Andernfalls kommen keine Be-
schlüsse zustande. Trotz grundsätzlich diver-
gierender Positionen werden so im prakti-
schen Zusammenwirken immer wieder kon-
struktive und sachgerechte Ergebnisse ge-
funden. Diese Erfahrung konstruktiven Zu-
sammenwirkens der Sozialpartner kann auch 
befriedende Wirkung außerhalb der Selbst-
verwaltung haben, etwa in Tarifverhandlun-
gen. 
 
Die Vereinigung der hessischen Unterneh-
merverbände e. V. (VhU) stellt im Rahmen 
der Sozialwahlen die Listen mit Arbeitgeber-
vertretern und -vertreterinnen für die AOK 
Hessen (jeweils 15 Mitglieder und Stellvertre-
ter im Verwaltungsrat), die Deutsche Renten-
versicherung Hessen (jeweils 15 Mitglieder 
und Stellvertreter für die Vertreterversamm-
lung sowie jeweils 6 Mitglieder und Stellver- 

 
 
 
 
 
 
 

treter für den Vorstand) und für die 12 hessi-
schen Arbeitsagenturen (Verwaltungsaus-
schüsse mit je 4 Mitgliedern und 2 Stellver-
tretern) auf. Die nächste Sozialwahl findet 
2023 statt. Für die Verwaltungsausschüsse 
der Arbeitsagenturen müssen die Arbeitge-
bervertreter bereits 2022 benannt werden. 

II. Arbeitgebervertreter für wirt-
schaftliche Sozialleistungen in der 
sozialen Selbstverwaltung 
 

1. Wirksame und wirtschaftliche Sozial-
leistungen sind im Arbeitgeberinte-
resse 

 
Arbeitgeber haben als Beitragszahler und 
Nutznießer von Leistungen der Sozialversi-
cherungsträger ein starkes Interesse an ei-
nem bezahlbaren Sozialsystem mit qualitativ 
guten Leistungen. 
 
Denn nicht nur Arbeitnehmer, auch Arbeitge-
ber profitieren von den Leistungen der Sozi-
alversicherung: von der Arbeitslosenversi-
cherung etwa durch Kurzarbeitergeld in Wirt-
schaftskrisen, durch Weiterbildungsförde-
rung und Vermittlung von Arbeitskräften; von 
der gesetzlichen Krankenversicherung zum 
Beispiel durch Krankengeldzahlung und ärzt-
liche Leistungen zur Gesundung von Arbeit-
nehmern; von der Rentenversicherung etwa 
durch Präventions- und Rehabilitationsmaß-
nahmen zum Erhalt der Beschäftigungsfähig-
keit von Arbeitnehmern; von der Unfallversi-
cherung u. a. durch Ablösung der Haftung für 
Arbeitsunfälle, Wiederherstellung der Ge-
sundheit und Arbeitskraft von Arbeitnehmern 
sowie der Unternehmerversicherung. 
 
Die Arbeitgeber finanzieren mit hälftigen So-
zialversicherungsbeiträgen einen großen 
Teil der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Ar-
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beitslosen-, Rentenversicherung. Weitere Fi-
nanzierer sind Versicherte und die Steuer-
zahler. Dagegen wird die gesetzliche Unfall-
versicherung  von den Arbeitgebern allein fi-
nanziert. Insgesamt steckt in diesen Sozial-
versicherungszweigen ein Finanzvolumen 
von über 700 Milliarden Euro. Die Beitragsfi-
nanzierung belastet den Faktor Arbeit als 
Lohnzusatzkosten für den Arbeitgeber. Beim 
Arbeitnehmer wird das Netto vermindert. Die 
Sozialversicherungsträger müssen deshalb 
ihre Leistungen konsequent wirtschaftlich 
und wirksam erbringen. Hier hat die Selbst-
verwaltung eine Wächterfunktion. 
 

2. Selbstverwaltung ermöglicht zentra-
len Einfluss auf Leistungsausführung 

 
Die Selbstverwaltungsgremien bieten für die 
Arbeitgebervertreter zentrale Einflussmög-
lichkeiten auf Organisation, Effektivität und 
Effizienz der Leistungserbringung. So wählt 
die Vertreterversammlung bzw. der Verwal-
tungsrat die Geschäftsführung bzw. den Vor-
stand des jeweiligen Sozialversicherungsträ-
gers. Mit dieser Entscheidung können geeig-
nete Persönlichkeiten an die Spitze gewählt 
werden, deren Amtszeit in der Kranken- und 
Arbeitslosenversicherung richtigerweise auf 
sechs Jahre begrenzt ist. In den anderen So-
zialversicherungszweigen sollte diese zeitli-
che Begrenzung ebenfalls eingeführt wer-
den. Die Wiederwahl ist möglich. 
 
Für alle Sozialversicherungsträger gibt es 
zahlreiche interne Kennzahlen- und Bench-
markingsysteme, die den Selbstverwaltungs-
gremien bei der Kontrolle der Ergebnisquali-
tät helfen. Weitere Erkenntnisquellen sind die 
jährlichen Berichte der Internen Revision, 
Prüfberichte des Bundesrechnungshofs und 
– für Kranken- und Pflegeversicherung – die 
Prüfberichte des Hessischen Landesprü-
fungs- und Untersuchungsamts im Gesund-
heitswesen.  
 
Beispiel Erwerbsminderungsrente: Diese 
wurde für Neuzugänge in den letzten Jahren 
in mehreren Schritten erhöht. Gleichzeitig 
beruhen rund 40 % der Erwerbsminderungs-
renten auf der Diagnose einer psychischen 

Störung, die auf der Schilderung des Versi-
cherten beruhen und deshalb leichter als an-
dere Diagnosen zu Fehleinschätzungen füh-
ren können. Die Arbeitgebervertreter in den 
Selbstverwaltungsgremien achten auf Vor-
kehrungen gegen eine missbräuchliche Inan-
spruchnahme. 
 

3. Selbstverwaltung stärkt Expertise 
und politisches Gewicht in der Sozial-
politik 

 
Arbeitgeber- und Versichertenvertreter erlan-
gen durch ihre Mitwirkung in den Selbstver-
waltungsgremien ein tiefes Verständnis über 
die praktische Ausführung und Wirkung von 
Sozialleistungen. So können Arbeitgeberver-
treter und Arbeitgeberverbände mit der Ex-
pertise aus der Selbstverwaltungsarbeit ar-
gumentativ stark gegenüber Politik und Öf-
fentlichkeit auftreten und so zu einem not-
wendigen Gegengewicht zur Politik werden. 
Denn die Interessen der Beitragszahler bei 
Gestaltung und Ausführung der Sozialversi-
cherungsleistungen sind langfristig angelegt 
auf Stabilität und gute Leistungen – dies ist 
ein entscheidender Unterschied zu vielen 
Politikern, die in Legislaturperioden denken. 
Die Politik entdeckt dagegen immer neue an-
gebliche Schutz- und Gerechtigkeitslücken, 
für die dann neue oder höhere Sozialleistun-
gen gefordert werden. Die negativen Folgen 
einer steigenden Abgabenlast werden dem-
gegenüber zu wenig berücksichtigt.  
 
Aus Arbeitgebersicht ist vor allem der stei-
gende finanzielle Druck auf das Sozialversi-
cherungssystem durch den demographi-
schen Wandel einer alternden Bevölkerung 
bedenklich. Denn die Renten-, Kranken-, 
Pflege-, Arbeitslosen- und Unfallversiche-
rung werden über das sogenannte Umlage-
system finanziert. Dabei werden die laufen-
den Ausgaben für Versicherungsleistungen 
und Verwaltungsaufgaben im Wesentlichen 
aus den laufenden Einnahmen finanziert, die 
sich vor allem aus Beitragszahlungen und 
teilweise auch durch Zuweisungen des Bun-
des (Bundeszuschuss) zusammensetzen. 
Mit durchgreifenden Reformen kann ein an-
dernfalls drohender Beitragssatzanstieg um 
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10 Prozentpunkte auf 50 % verhindert wer-
den (vgl. VhU-Position „Gesamtsozialversi-
cherungsbeitrag unter 40 % halten“, 2019), 
was für die Wettbewerbsfähigkeit des Stan-
dortes Deutschland fatal wäre. 
 

4. Selbstverwaltung und Sozialpartner 
können Zweckbindung der Beiträge 
einfordern 

 
Im Unterschied zu steuerfinanzierten Fürsor-
geleistungen, wie etwa der Grundsicherung, 
sind Sozialversicherungsbeiträge für Versi-
cherungsleistungen zweckgebunden und da-
mit einem Zugriff der Politik weitgehend ent-
zogen. Die Zweckbindung im jeweiligen So-
zialversicherungszweig macht transparent, 
welche Mittel mit welchem Erfolg für welche 
Leistungen eingesetzt werden. Selbstverwal-
tung und /oder Sozialpartner weisen Politik 
und Gesetzgeber bei Übergriffen in das bei-
tragsfinanzierte System mal mehr, mal weni-
ger erfolgreich in die Schranken. 
 
Denn immer wieder entwickeln Politik und 
Gesetzgeber viel Phantasie, wie sie der So-
zialversicherung neue oder ausgeweitete 
Leistungen zuschreiben, die nicht aus Beiträ-
gen erworben sind. So werden die Ausgaben 
für die sog. Mütterrente nicht vollständig aus 
Steuermitteln kompensiert. Bei der neu ein-
geführten Grundrente verbleiben die horrend 
hohen Verwaltungskosten in dreistelliger Mil-
lionenhöhe beim Beitragszahler. Beide Maß-
nahmen haben DGB, Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände und VhU 
kritisiert.  
 
Die Bundesagentur für Arbeit musste zwi-
schen 2005 und 2012 insgesamt rund 30 
Mrd. Euro an den Bundeshaushalt abführen. 
Diesen Raubzug durch die Kassen der Ar-
beitslosenversicherung beendete der Ge-
setzgeber auch unter dem Druck von Klage-
verfahren eines Versicherten und eines Ar-
beitgebers, die BDA und DGB unterstützt 
hatten.  
 
An die Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung ordnete der Gesetzgeber für Prä-
ventionszwecke die Zahlung von jährlich 

über 30 Mio. Euro Beitragszahlergelder an. 
Hiergegen klagte der Verwaltungsrat des 
GKV-Spitzenverbands seit 2016. Das Bun-
dessozialgericht hat am 18.05.2021 geurteilt, 
dass dieser Vermögensentzug verfassungs-
widrig ist. Gleichzeitig stellte das BSG fest, 
dass die Selbstverwaltung das Recht hat, 
derartige Akte gerichtlich überprüfen zu las-
sen. Damit ist die Wehrfähigkeit der Selbst-
verwaltung gegen Übergriffe des Gesetzge-
bers in die Beitragskasse fundamental ge-
stärkt. 
 

5. Selbstverwaltung stärkt Unabhängig-
keit der Sozialversicherungsträger 
gegenüber Politik 

 
Die soziale Selbstverwaltung stärkt entschei-
dend die Unabhängigkeit der Sozialversiche-
rungsträger und deren hauptamtlicher Spitze 
gegenüber der Politik. Denn Vorstand bzw. 
Geschäftsführung sind von der Selbstverwal-
tung gewählt und wissen die Sozialpartner 
hinter sich. So hat etwa die Deutschen Ren-
tenversicherung Bund 2020 eine schonungs-
los ehrliche Stellungnahme zu der völlig un-
verhältnismäßigen Bürokratiebelastung 
durch die Grundrente abgegeben. Mehrere 
Krankenkassen haben 2020 den zwangswei-
sen Vermögensentzug von insgesamt rund 8 
Mrd. Euro zugunsten anderer Krankenkas-
sen scharf als Verzerrung des Wettbewerbs 
und unzulässigen Entzug von Beitragsgel-
dern kritisiert. Solche von den Verwaltungs-
praktikern abgegebenen Stellungnahmen 
haben eine hohe Aufmerksamkeit bei Politik 
und Öffentlichkeit. Auch wenn viele unsin-
nige Vorhaben nicht oder nicht vollständig 
abgewendet werden können, entfalten diese 
Stellungnahmen Wirkung im politischen 
Raum.  
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6. Selbstverwaltung kann Zusammenar-
beit der Sozialversicherungsträger 
voranbringen 

 
Im gegliederten Sozialversicherungssystem 
haben die einzelnen Träger wie Bunde-
sagentur für Arbeit, Rentenversicherung und 
Krankassen verständlicherweise zuerst die 
gute Arbeit ihrer eigenen Organisation im 
Blick. In nicht wenigen Fällen bedarf es aber 
einer Zusammenarbeit verschiedener Trä-
ger, um eine Leistung schnell und erfolgreich 
zu erbringen. Ein wichtiges Handlungsfeld 
hierfür ist die Rehabilitation, bei der im Zu-
ständigkeitswirrwarr der Sozialversiche-
rungsträger Leistungen oft zu spät oder gar 
nicht erbracht werden oder Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer nicht wissen, an welchen Trä-
ger sie sich wenden sollen. Hier können die 
Vertreter in den Selbstverwaltungsgremien 
auf eine dringend noch zu verbessernde Zu-
sammenarbeit der Sozialversicherungsträ-
ger drängen. Denn aus Beitragszahlersicht 
ist der Erfolg einer Leistung beim Versicher-
ten oder beim Arbeitgeber entscheidend. 
 

7. Höherer Frauenanteil sehr erstre-
benswert, Quote problematisch  

 
Ein wichtiges Anliegen ist es, auf der Arbeit-
geberseite der Selbstverwaltungsgremien 
mehr Frauen zu gewinnen. Denn in den Un-
ternehmen sind Frauen zu Recht auf allen 
Ebenen auf dem Vormarsch, in den Selbst-
verwaltungsgremien aber noch viel zu selten 
vertreten. Ausdrücklich werben wir um mehr 
Engagement von Frauen in der Selbstverwal-
tung. Die jetzt in der Kranken- und Pflegever-
sicherung sowie der Unfallversicherung vor-
gesehene starre Quote von 40 % lehnen wir 
allerdings ab, weil sie in vielen Bereichen der 
Wirtschaft nicht die derzeitige Realität wider-
spiegelt. Dies gilt in besonderer Weise für 
verschiedene Berufsgenossenschaften. So 
gibt es etwa in der Baubranche oder der 
M+E-Branche nur wenige Unternehmerin-
nen. Eine Quote ist auch verfassungsrecht-
lich bedenklich und wurde bereits für zwei 
Landesparlamente verworfen. Auch für ihren 
eigenen Bundestag sehen die Abgeordneten 
keine Quote vor. 

III. Forderungen 
 

1. Unabhängigkeit des Medizinischen 
Dienstes als zentrale Prüfbehörde im 
Gesundheitswesen wieder voll her-
stellen 

 
Seit dem Jahr 2020 ist die Unabhängigkeit 
des Medizinischen Dienstes als wichtigster 
Prüfbehörde für Qualität und Wirtschaftlich-
keit im Gesundheitswesen nicht mehr zwei-
felsfrei gegeben. Denn mit dem MDK-Re-
formgesetz wurde der Verwaltungsrat des 
MD um Vertreter von Ärzten, Pflegberufen 
und Patienten erweitert. Diese zusätzlichen 
Mitglieder werden vom Staat berufen und 
von Patienten- und Verbraucherschutzorga-
nisationen sowie Pflege- bzw. Ärztekammern 
vorgeschlagen. In ihren jeweiligen Bereichen 
leisten diese Organisationen sicher wertvolle 
Arbeit. Aber im zentralen Kontrollorgan Ver-
waltungsrat, der u. a. über die Finanzen (zu 
tragen allein von den Krankenkassen), die 
Vorstandsbesetzung und Richtlinien für die 
Aufgabenerfüllung des MD entscheidet, wirft 
der Einfluss von Organisationen mit jeweils 
sehr spezifischen Eigeninteressen am Ge-
sundheitswesen einen Schatten auf die Un-
abhängigkeit und Objektivität des MD. 
 
Die Vertreter von Ärzten, Pflegberufen und 
Patienten sollten deshalb dem Verwaltungs-
rat des MD nach einer entsprechenden Ge-
setzesänderung zukünftig nicht mehr ange-
hören. Als beratende Stimme in einem Beirat 
des MD könnte diese Expertise hingegen hilf-
reich sein.  
 
Abgeschafft werden müssen auch die willkür-
lichen Beschränkungen bei der Berufung von 
Krankenkassenvertretern in den Verwal-
tungsrat des MD: Mit der Begrenzung der 
Amtsdauer auf zwei Amtsperioden kann die 
in der Selbstverwaltung der Krankenkassen 
erworbene Expertise nur noch zeitlich be-
schränkt in den Verwaltungsrat des Medizini-
schen Dienstes eingebracht werden. Ebenso 
willkürlich ist der Ausschluss von Personen 
mit mehr als einem Amt in einem anderen 
Selbstverwaltungsorgan. Dies betrifft vor al-
lem Bundesagentur für Arbeit und Deutsche 
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Rentenversicherung. Der Ausschluss mehre-
rer Selbstverwaltungs-Ämter verhindert, 
dass die Erfahrung aus anderen Sozialversi-
cherungsträgern in die Arbeit des MD einge-
bracht werden kann. Gerade in einem stark 
gegliederten Sozialversicherungs- und Re-
habilitationssystem sind diese Erfahrungen 
aber von großem Wert auch für die Arbeit des 
Medizinischen Dienstes. Denn zwischen den 
Krankenkassen und ihren Leistungserbrin-
gern sowie der Bundesagentur und der Deut-
schen Rentenversicherung gibt es zahlreiche 
Schnittstellen und Übergänge, die für qualita-
tiv bessere und wirtschaftlichere Leistungen 
optimiert werden müssen.  
 
Die Unabhängigkeit des MD gegenüber Poli-
tik und Leistungserbringern wird durch die in 
Sozialwahlen legitimierte Interessenvertre-
tung der Beitragszahler gewährleistet. Des-
halb ist eine Wahl der Verwaltungsratsmit-
glieder des MD allein durch die Verwaltungs-
räte der Krankenkassen sachgerecht und be-
rücksichtigt auch die Interessen der Patien-
ten. Denn die Beitragszahler haben als Fi-
nanzierende und als Empfänger von Ge-
sundheitsleistungen ein hohes Interesse da-
ran, dass Kranken- und Pflegeversiche-
rungsleistungen sowohl wirtschaftlich als 
auch in guter Qualität erbracht werden. Die 
Versichertenseite vertritt dabei auch die Pati-
entensicht.  
 

2. Berufungsfähigkeit von Arbeitgeber-
vertretern erleichtern 

 
Arbeitgebervertreter für die Selbstverwal-
tungsgremien zu interessieren ist angesichts 
der im Vergleich zur Versichertenseite erheb-
lich kleineren Personenzahl und der oft ho-
hen zeitlichen Beanspruchung im Hauptberuf 
deutlich schwieriger als auf Versicherten-
seite. Deshalb sollte die Berufungsfähigkeit 
auf Arbeitgeberseite moderat erweitert wer-
den, etwa durch Erweiterung der Beauftra-
gungsmöglichkeit durch Arbeitgebervereini-
gungen von gut 30 auf 50 Prozent. Außer-
dem sollte grundsätzlich auch Personen die 
Arbeitgebereigenschaft zugesprochen wer-
den, deren Arbeitnehmer bei einem anderen 
Sozialversicherungsträger versichert ist. 

3. Verwaltungsratsmodell auch bei Ren-
ten- und Unfallversicherung einfüh-
ren 

 
Die Deutsche Rentenversicherung und die 
Berufsgenossenschaften arbeiten seit Ende 
des 19. Jahrhunderts mit einer zweigeteilten 
Selbstverwaltung (Vertreterversammlung 
und Vorstand) und einer Doppelspitze: dem 
ehrenamtlichen Vorstand sowie einer haupt-
amtlichen Geschäftsführung. Beide werden 
von einer ehrenamtlichen Vertreterversamm-
lung gewählt. Diese Doppelstruktur ist nicht 
mehr zeitgemäß, denn sie führt zu einer un-
nötigen Mehrfachbefassung von Selbstver-
waltungsgremien mit denselben Fragestel-
lungen. Außerdem ist eine hinreichende Ko-
ordination und Abstimmung zwischen beiden 
Gremien kaum zu gewährleisten. 
 
Vorstand und Vertreterversammlung müssen 
deshalb mit einer Gesetzesänderung abge-
löst werden von einem einheitlichen Verwal-
tungsratsmodell. Der ehrenamtliche Verwal-
tungsrat wählt und kontrolliert dann den 
hauptamtlichen Vorstand. Der dann haupt-
amtliche Vorstand hat maximal drei Mitglie-
der, ist alleinige Spitze der Verwaltung und 
kann seine ganze Arbeitskraft auf diese Auf-
gabe konzentrieren. Bei den Krankenkassen 
wurde das Verwaltungsratsmodell bereits 
Anfang 1993 eingeführt, bei der Bunde-
sagentur für Arbeit 2002. 
 
Für das Verwaltungsratsmodell auch bei 
Renten- und Unfallversicherung spricht wei-
terhin, dass die derzeitigen ehrenamtlichen 
Vorstände als ein vielköpfiges Kollegialorgan 
aus Arbeitgeber- und Versichertengruppe 
eingerichtet sind, die nur über zeitlich be-
grenzte Ressourcen verfügen, da sie regel-
mäßig andere Hauptberufe haben. Gerade in 
Krisensituationen, etwa wenn das Vertrau-
ensverhältnis zur Geschäftsführung gestört 
ist, kann diese Struktur rasch an die Grenzen 
der Handlungsfähigkeit gelangen. So ist der 
ehrenamtliche Vorstand als oberster Dienst-
herr auch Disziplinarvorgesetzter der Ge-
schäftsführung. Diese Funktion nicht nur 
ohne Beratung der Geschäftsführung, son-
dern gegen diese erfüllen zu müssen, kann
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 zu einem Experiment mit ungesichertem 
Ausgang werden. 
 

4. Hauptamtliche Spitze in Renten- und 
Unfallversicherung: Amtsdauer be-
grenzen und im Angestelltenverhält-
nis führen 

 
Bei den regionalen Rentenversicherungsträ-
gern und den Berufsgenossenschaften sollte 
die Amtszeit der hauptamtlichen Spitze 
ebenso per Gesetz auf sechs Jahre begrenzt 
werden, wie dies bei Bundesagentur für Ar-
beit, Krankenkassen und Deutsche Renten-
versicherung Bund bereits der Fall ist. Dies 
entspricht der Dauer einer Wahlperiode der 
Selbstverwaltungsgremien. Die Wiederwahl 
ist möglich. Darüber hinaus sollte die Ge-
schäftsführung bzw. ein zukünftiger haupt-
amtlicher Vorstand Angestelltenstatus erhal-
ten und nicht mehr verbeamtet werden. 
 
Andernfalls wird das Recht der Selbstverwal-
tung entwertet, eine gewählte Geschäftsfüh-
rung bei Vertrauensverlust auch wieder abzu-
wählen bzw. nicht wiederzuwählen. Denn 
wenn die Geschäftsführung im Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit berufen ist – wie dies 
ist bei Rentenversicherung und Berufsgenos-
senschaften derzeit regelmäßig der Fall ist –, 
bleibt auch nach einer Abwahl das Beamten-
verhältnis bestehen und der Beamte muss 
auf einer anderen Stelle „amtsangemessen“ 
weiterbeschäftigt werden. Dies ist wegen der 
hohen Besoldungsstufe regelmäßig praktisch 
ausgeschlossen.
 


